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2. Beobachtungen aus der Praxis
•	 Für eine wachsende Zahl an Abfällen bestehen keine verfügbaren oder wirtschaftlich und technisch vertretba-

ren Entsorgungswege.

•	 Die Umweltbehörden fordern eine gesetzeskonforme Entsorgung, bieten aber keine gangbaren Lösungen an.

•	 Anlagen mit gesetzlichem oder faktischem Monopolstatus (zB.  KVA ) lehnen solche Stoffe ab, besitzen keine 
kantonale Annahmegenehmigung für diese Stoffe oder definieren zu tiefe Annahmegrenzen.

•	 Eine überregionale Entsorgung ist oft nicht möglich. So haben bspw. KVA und Deponien häufig die Auflage, 
gewisse problematische Abfälle ausschliesslich aus ihrem Einzugsgebiet anzunehmen. Fehlende Abnahmever-
einbarungen führen faktisch dazu, dass diese Abfälle innerhalb der Schweiz nicht entsorgt werden können.

•	 Die Koordination zwischen KVA, Deponien und Behörden ist oft widersprüchlich:  Anlagen schliessen sich 
gegenseitig aus, ohne dass eine funktionierende Lösung entsteht.

•	 Selbst bei Abfällen, bei denen Einigkeit über den fachlich korrekten Entsorgungs-weg besteht (z. B. Teerkork in 
KVA), scheitert die Entsorgung oftmals an wider-sprüchlichen Vorgaben, die bei den KVA zu Annahmeverwei-
gerungen führen.

•	 Anlagen mit öffentlich-rechtlicher Unterstützung oder marktbeherrschender Stellung fokussieren sich oft auf 
einfach zu behandelnde Abfälle und vermeiden problematische Stoffe – zulasten einer funktionierenden Ge-
samtentsorgung.

•	 Die Betriebe an der Front werden mit der praktischen Umsetzung der umweltgerechten Abfallentsorgung 
allein gelassen, während sich Behörden, Vollzugsstellen und Entsorgungsanlagen gegenseitig die Verantwor-
tung zuschieben.

 
3. Betroffene Abfallarten

Die folgende Liste umfasst Stoffgruppen, bei denen der Markt aus Sicht der Kommission Sortieranlagen aktuell nicht 
funktioniert. Für viele davon existieren keine wirtschaftlich tragfähigen oder zulässigen Entsorgungswege.

Abfälle ohne verfügbare oder gesicherte Entsorgungswege (Auswahl):

Erste Priorität

•	 Gips verschmutzt, verunreinigt
•	 Mineralfasern KMF (Steinwolle, Glaswolle, insbesondere auch vermischt)
•	 Asbesthaltige Abfälle als Verbund
•	 Schlacke aus Zwischenboden und Wänden
•	 Sportplatzbelag
•	 Kunstrasen
•	 Korkbelag mit hohem PAK
•	 Holzzement

Nachgelagerte Priorität

1. Ausgangslage

In der täglichen Praxis der Sortieranlagen treten regelmässig Abfallarten auf, für die keine funk-
tionierende, gesetzeskonforme Entsorgungslösung verfügbar ist. Besonders betroffen sind 
Materialien aus Rückbau, Umbau und Sanierungen. Als Sortierer stehen wir am Ende der Ent-
sorgungskette – die problematischen Abfälle gelangen von den Baustellen zu uns. Die Verant-
wortung zur gesetzeskonformen Entsorgung liegt bei uns, obwohl praktikable Lösungen fehlen.



•	 Gips sauber
•	 Weitere mineralische Verbundstoffe
•	 Sandwichpaneelen
•	 Asbesthaltige Abfälle (festgebunden, bzw. tiefes Freisetzungspotenzial)
•	 Asbest (schwachgebunden, bzw. hohes Freisetzungspotenzial)
•	 Isolation mit FCKW
•	 Holzverbundstoffe
•	 Dachpappe Bitumen-Dachabdeckung

4. Unsere Forderung

Die Kommission Sortieranlagen fordert die aktive Übernahme von Verantwortung durch die Umweltämter der Kanto-
ne, um für besonders problematische Abfälle verbindliche, realistische Entsorgungswege sicherzustellen.

5.  Fazit
1.	 Klare Zuständigkeit 

Die Kantone müssen die Verantwortung für die Entsorgung von Abfällen aus ihrem Gebiet übernehmen – ins-
besondere bei Bau-, Umbau- und Rückbauprojekten.

2.	 Verbindliche Annahmelösungen 
Die Behörden müssen sich mit Entsorgungsanlagen (KVA, Zementwerke, SAVA  etc.) aktiv abstimmen und ver-
bindliche Annahmelösungen etablieren – insbesondere dort, wo Monopolstrukturen bestehen.

3.	 Überbrückungsmassnahmen 
Wo keine marktfähige Lösung besteht, sind vom Kanton Übergangslösungen wie Zwischenlager oder Annah-
mepartnerschaften zu schaffen – z. B. mit Deponien.

4.	 Zulassung marktfähiger Alternativen 
Falls ein Betrieb eine gesetzeskonforme Entsorgungslösung ausserhalb des Standardpfads findet, muss diese 
anerkannt und nicht behindert werden.

5.	 Sicherung der Legalität und Verantwortung der Behörden 
Die Behörden müssen dafür sorgen, dass keine illegalen oder inoffiziellen Entsorgungswege entstehen – durch 
klare, gangbare und praxistaugliche Optionen. 
Die Branche darf nicht durch fehlende Lösungen in die Illegalität gedrängt werden – Verantwortungslosigkeit 
auf Systemebene ist nicht akzeptabel.

6.  Warum jetzt handeln?
•	 Die Entsorgungssicherheit ist für bestimmte Stoffgruppen faktisch nicht mehr gewährleistet.

•	 Die Bautätigkeit steigt, die Bausubstanz altert, Rückbauten häufen sich.

•	 Der Fokus auf Kreislaufwirtschaft bringt neue Anforderungen – aber auch neue Abfallarten.

•	 Ohne koordinierte Lösungen drohen: 
o	 Systematische Überforderung von Sortierbetrieben 
o	 Zunehmende Graubereiche in der Entsorgung 
o	 Rückschritte beim Recycling und bei der Abfalltrennung

Viele dieser Abfälle sind weder selten noch exotisch – sondern regelmässig anfallend. Fälle wie Teerkork oder Glas-
wolle zeigen, dass selbst bei etablierten Materialien keine funktionierende Lösung existiert.



7. Schlussfolgerung

Die Umweltämter und Entsorgungsaufsichten der Kantone sind gefordert, ihre Systemverantwortung wahrzuneh-
men. Es genügt nicht, die gesetzeskonforme Entsorgung zu verlangen – sie muss auch möglich sein.

Die Kommission Sortieranlagen erwartet eine aktive Zusammenarbeit der Behörden mit der Branche, um rechtssi-
chere, wirtschaftlich tragfähige und praxistaugliche Entsorgungswege zu schaffen.

Wir schlagen vor, unter Federführung der Umweltämter runde Tische zu den wichtigsten Problemstoffen einzuberu-
fen – gemeinsam mit KVA, SAVA, Deponien und Vollzugsstellen – um tragfähige Lösungen im Dialog zu entwickeln.

Anhang: Fallbeispiel Teerkork mit PAK (BS/BL, 2025)

Ausgangslage:
Ein Rückbauprojekt in Pratteln (Einzugsgebiet der KVA-Basel) produziert rund 50 m³ Teerkork-Isolationsmaterial mit 
PAK-Belastung von 285 bis über 23’000 mg/kg

Situation:
•	 KVA Basel verweigert die Annahme aufgrund interner PAK-Grenze (1‘500 ppm)
•	 AUE BS lehnt Verantwortung ab – keine Lösung seitens Behörde
•	 AFU AG bestätigt fachlich: Material gehört in KVA – verweist aber auf Einzugsgebietsgrenzen
•	 SAVA verweigert Annahme, Zementwerk antwortet nicht, private Anbieter finden keine Abnehmer
•	 Kanton Aargau zeigt, dass es anders geht: dort besteht eine Vereinbarung zwischen AFU und KVA zur Annah-

me solcher Materialien – lösungsorientiert und praxistauglich

Fazit:
•	 Das Material steht unentsorgt auf der Baustelle – obwohl eine gesetzliche Pflicht zur Entsorgung besteht.
•	 Es besteht grundsätzliche Einigkeit über den Entsorgungsweg, aber eine Lösung ist in der Praxis nicht verfüg-

bar.
•	 Die Gefahr der Illegalität wächst, Aufwand für Sortierbetrieb ist unverhältnismässig hoch.

Konklusion:
Ein exemplarisches Beispiel für strukturelles Marktversagen – notwendig sind behördlich koordinierte Lösungen 
über Kantonsgrenzen hinweg.

i KVA: Kehrichtverwertungsanlagen 

ii SAVA: Sonderabfall-Verbrennungsanlagen 


